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I. Auftrag der Monopolkommission und 
Schwerpunkte ihres Sechsten Hauptgutachtens 

1. Die Monopolkommission hat nach § 24 b des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
den gesetzlichen Auftrag, alle zwei Jahre Stand und 
Entwicklung der Unternehmenskonzentration sowie 
die Praxis der Fusionskontrolle und der Mißbrauchs-
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen zu 
begutachten. Wie kartellgesetzlich vorgesehen, hat 
die Bundesregierung das Sechste Hauptgutachten der 
Monopolkommission dem Deutschen Bundestag 
(Drucksache 10/5860) und dem Bundesrat (Drucksa-
che 340/86) unverzüglich zugeleitet und legt nun-
mehr ihre Stellungnahme dazu vor. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat am 17. Novem-
ber 1986 die betroffenen Verbände einschließlich der 
Gewerkschaften und Verbraucher angehört und ihre 
Stellungnahmen zum Sechsten Hauptgutachten ein-
geholt. Schwerpunkte der Anhörung waren die Kon-
zentrationsentwicklung in der Wi rtschaft sowie Über-
legungen und Vorschläge der Kommission zur Ände-
rung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen. Besonderes Gewicht hatte die Kontrolle von 
Großfusionen, die von der Kommission vorgeschla-
gene Begrenzung des Anteilserwerbs von Banken an 
Nichtbanken und die Entflechtung des Querverbun-
des in der kommunalen Energiewirtschaft. 

2. Die Monopolkommission gelangt zu dem Ergeb-
nis, daß sich der Trend einer geringen, aber stetigen 
Konzentrationsentwicklung auch im Berichtszeitraum 
(1982 bis 1984) fortgesetzt hat. Die Kommission sieht 
keinen Anlaß zu der Sorge, daß dadurch die Funk-
tionsfähigkeit des deutschen Wirtschaftssystems spür-
bar beeinträchtigt werden könnte, sofern die bishe-
rige liberale Außenhandelspolitik fortgeführt und die 
Wettbewerbspolitik auch weiterhin auf die Sicherung 
eines funktionsfähigen Wettbewerbs ausgerichtet 
bliebe. Die wettbewerblich organisierten Sektoren 
der deutschen Wirtschaft werden insgesamt als funk-
tionsfähig beurteilt. 

Fehlentwicklungen sieht die Kommission dagegen 
dort, wo der Staat mit weitgehenden Regulierungen in 
die Marktprozesse eingreife. Die staatlichen Eingriffe 
dienten überwiegend dem Ziel, die Einkommen be

-

stimmter Bevölkerungsgruppen gegen marktwirt-
schaftliche Erosionsprozesse abzusichern. Statt des 
Mittels direkter Einkommensübertragungen zur Er-
füllung sozialstaatlicher Ziele bediene sich der Staat, 
aber auch die europäischen Gemeinschaften diskrimi-
nierender Rahmenbedingungen und direkter Ein-
griffe in den Wettbewerbsprozeß. Hierdurch entstün-
den in den nicht begünstigten Wirtschaftssektoren 
Einkommensminderungen, die weit über die Einkom-
mensvorteile der begünstigten Sektoren hinausgin-
gen. Als weitere Folgen seien Verzerrungen der ge-
samtwirtschaftlichen Antriebs- und Steuerungskräfte 
zu verzeichnen. Die Monopolkommission schätzt die 
Effizienz- und Wachstumsverluste, die der Gesamt-
wirtschaft infolge staatlicher Wettbewerbsbeschrän

-

kungen entstehen, höher ein als die entsprechenden 
Effekte infolge p rivater Marktmacht, die in der Regel 
durch Substitutionsprozesse und potentiellen Wettbe-
werb bedroht ist. Sie hält daher eine umfassende 
Überprüfung staatlicher Eingriffe in den Wettbewerb 
für geboten. 

Die Bundesregierung sieht mit der Monopolkommis-
sion die vielfältigen Gefahren, die insbesondere von 
besitzstandswahrenden Regulierungen auf den Wett-
bewerb ausgehen. Die Behinderungen des Struktur-
wandels, die durch die Summierung einer Vielzahl 
von Einzelkorrekturen an Markt- und Wettbewerbs-
ergebnissen eintreten, beeinträchtigen die gesamt-
wirtschaftliche Dynamik und führen zu erheblichen 
Verlusten an Wachstums- und Beschäftigungschan-
cen. Nach Auffassung der Bundesregierung bleibt es 
eine ständige Aufgabe der Wirtschaftspolitik, die Re-
gulierungen in der Wirtschaft so klein wie möglich zu 
halten. Effizientes Wirtschaften und ein sich frei ent-
faltender Wettbewerb erbringen in aller Regel per 
Saldo mehr und bessere Beschäftigung als Regulie-
rungen zur Absicherung von Wirtschaftsbereichen. 

Die von der Bundesregierung beabsichtigte Berufung 
einer unabhängigen Sachverständigenkommission 
mit dem Auftrag, Möglichkeiten zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
durch Abbau marktwidriger Regulierungen aufzuzei-
gen, ist ein wichtiger Schritt, die bestehenden De

-

regulierungspotentiale auszuloten und den Abbau 
staatlicher Wettbewerbsbeschränkungen voranzu-
treiben. 

Die Bundesregierung teilt die Einschätzung der Mo-
nopolkommission zur generellen Konzentrationsent-
wicklung. Aufgabe der Wettbewerbspolitik bleibt es 
auch weiterhin, die Funktionsfähigkeit der Wettbe-
werbsordnung zu sichern und, wo immer möglich, zu 
verbessern. Vor diesem Hintergrund erfolgt die nun-
mehr begonnene Überprüfung des Kartellgesetzes 
vor allem mit Blick auf die Konzentrationsentwick-
lung, insbesondere im Lebensmitteleinzelhandel, so-
wie im Hinblick auf die Stärkung des Wettbewerbs in 
den kartellrechtlichen Ausnahmebereichen. 

3. Die Kommission hat die Praxis der Mißbrauchs-
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen und 
der Fusionskontrolle eingehend untersucht. Sie ver-
weist insbesondere auf die praktischen Schwierigkei-
ten, die sich in Verfahren des Bundeskartellamtes ge-
genüber Ausbeutungsmißbräuchen zeigen. Die Fest-
stellung eines mißbrauchsfreien Preises nach den 
Grundsätzen des Vergleichsmarktkonzepts sei durch 
die höchstrichterliche Rechtsprechung, die eine über 
den reinen Preisvergleich hinausgehende umfas-
sende Konditionenprüfung verlange, noch weiter er-
schwert worden. Zur Fusionskontrolle bemerkt die 
Kommission, daß die Anzahl der angezeigten Zusam-
menschlüsse im Berichtszeitraum 1984/85 gegenüber 
den Vorjahren erneut angestiegen sei. Zugleich habe 
sich die Zahl der Untersagungsentscheidungen des 
Bundeskartellamts erhöht. Gleichwohl ergäben sich 
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aus der Anwendung der Vorschriften zur Fusionskon-
trolle nur wenige grundsätzliche Kritikpunkte. Ge-
setzgeberischer Handlungsbedarf besteht nach Auf-
fassung der Kommission im Hinblick auf Großfusio-
nen und die Beteiligung von Banken an Konzentra-
tionsvorgängen. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Mono-
polkommission, daß der kartellbehördlichen Preis-
mißbrauchsaufsicht von der Sache her enge Grenzen 
gesetzt sind. Mangels gesicherter Methoden zur Fest-
stellung, ob Preise durch Angebotsmacht überhöht 
oder durch Nachfragemacht in wettbewerbsschädli-
cher Weise gedrückt worden sind, stellt der Nachweis 
eines Mißbrauchs an die Kartellbehörden hohe Anfor-
derungen. Die Preismißbrauchsaufsicht wird sich da-
her, soweit sie nicht selbst zum Instrument der Preis-
reglementierung werden soll, stets auf besonders 
deutliche Mißbrauchsfälle beschränken müssen. 

Die Bundesregierung ist sich der ordnungspolitischen 
Probleme bewußt, die mit der Zusammenballung fi-
nanzieller Ressourcen bei Größtzusammenschlüssen 
verbunden sind. Sie sieht auch die wettbewerbspoliti-
sche Problematik, die sich aus einer zu weit gehenden 
Kumulation von Einflußmöglichkeiten der Kreditinsti-
tute aufgrund von Beteiligungsbesitz, Aufsichtsrats-
mandaten und Vollmachtstimmrecht neben der Kre-
ditgewährung ergeben können. Sie beabsichtigt, der 
Frage, ob solchen konzentrativen Entwicklungen mit 
einer Verschärfung gesetzlicher Instrumentarien be-
gegnet werden muß, im Zusammenhang mit der be-
gonnenen Überprüfung des Kartellgesetzes weiter 
nachzugehen. Eine Verwirklichung der Vorschläge 
der Monopolkommission, die Fusionskontrolle bei 
Großfusionen vom Kriterium der Marktbeherrschung 
abzukoppeln und für den bankfremden Beteiligungs-
erwerb der Kreditinstitute eine Grenze von 5 % vorzu-
sehen, wäre angesichts der hohen Eingriffsintensität 
dieser Instrumente mit erheblichen wettbewerbspoli-
tischen Problemen verbunden. Es bedarf daher nach 
Auffassung der Bundesregierung einer sorgfältigen 
Abwägung zwischen den Risiken der Unternehmens-
konzentration einerseits und den wettbewerbspoliti-
schen Nachteilen der empfohlenen regulativen Ein-
griffe des Staates andererseits. 

4. Zu den Wettbewerbsbedingungen im Medienbe-
reich bemerkt die Kommission, daß der technische 
Fortschritt die Voraussetzungen für eine Vielzahl von 
neuen Informa tions- und Dienstleistungsangeboten 
geschaffen hat. Der verschärfte Wettbewerb infolge 
des Anstiegs des Programm- und Diensteangebots 
führt jedoch nach Auffassung der Kommission nicht 
zu einer Verdrängung anderer Massenmedien wie 
etwa der Tageszeitung. Das bisher zu beobachtende 
erhebliche Beharrungsvermögen der Medienstruktu-
ren werde sich trotz der Neuen Medien auch zukünf-
tig zeigen. 

Die Bundesregierung sieht hierin eine Bestätigung 
ihrer Einschätzung, daß die klassische Presse auch 
angesichts der neuen elektronischen Medien ausrei-
chende Existenzgrundlagen behält. Andererseits 
sieht die Bundesregierung in einer Beteiligung der 

Presse an den Neuen Medien auch nicht die generelle 
Gefahr, daß der Substitutionswettbewerb zwischen 
den verschiedenen Medien beeinträchtigt wird. 
Hierzu hat das Bundesverfassungsgericht im 4. Rund-
funkurteil vom 4. November 1986 grundsätzlich aus-
geführt, daß das Grundgesetz Presseunternehmen 
nicht den Zugang zum Rundfunk verwehre; der Satz, 
solche Presseunternehmen hätten sich im Sinne einer 
publizistischen Gewaltenteilung auf die Printmedien 
zu beschränken, sei kein Verfassungssatz (BVerGE 
73, 118/175). Hieraus ergibt sich, daß Presseunterneh-
men prinzipiell vom Zugang zum p rivaten Rundfunk 
nicht ausgeschlossen werden dürfen. 

Sofern sich im Einzelfall allerdings ergeben sollte, daß 
das Engagement marktstarker Presseunternehmen 
auf dem Gebiet der neuen elektronischen Medien zur 
Absicherung marktbeherrschender Stellungen auf 
den Pressemärkten führt, könnte zum Teil das Kartell-
gesetz Abhilfe schaffen. Darüber hinaus enthalten die 
bisher vorliegenden Mediengesetze der Länder ver-
fassungsrechtlich hinreichende Ansätze, den Einfluß 
marktstarker Presseunternehmen auf das Marktver-
halten elektronischer Medien zu begrenzen (das Bun-
desverfassungsgericht hat dies im 4. und 5. Rundfunk-
urteil bestätigt). Die Bundesregierung würde es be-
grüßen, wenn die Länder sich auch insoweit auf eine 
möglichst wettbewerbsfreundliche bundeseinheitli-
che Praxis verständigen würden. 

Aus medienpolitischen Gründen hält es die Monopol-
kommission für wünschenswert, wenn sich die öffent-
lich-rechtlichen Anstalten aus dem Werbemarkt zu-
rückzögen, wo sie im wirtschaftlichen Wettbewerb mit 
den privaten Anbietern stehen. Damit würden die 
Voraussetzungen für eine komplementäre Entwick-
lung der Programme von öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten und p rivaten Anbietern geschaffen. 
Dies entspräche der Forderung nach Programmviel-
falt am besten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat demgegenüber 
neuerdings ein publizistisches Wettbewerbsverhalten 
zwischen privatem und öffentlich-rechtlichem Rund-
funk beim Programmangebot für verfassungsrechtlich 
geboten gehalten. Der Programmauftrag der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten und die Finanzie-
rung durch Gebühren von jedermann führen auch 
ohne den Zwang zu Deckungsbeiträgen aus dem 
Werbeaufkommen zum Wettbewerb um den Rund-
funkteilnehmer. Das Bundesverfassungsgericht hat 
hinzugefügt, daß der Rundfunkgesetzgeber Werbung 
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk jedenfalls dann 
untersagen dürfe, wenn dies zur Gewährleistung der 
Existenzgrundlagen privater Rundfunkanbieter erfor-
derlich sei und die Finanzierungsgrundlagen des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks ggf. auf andere Weise 
sichergestellt würden. Insofern ist durch die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts klarge-
stellt, daß der öffentlich-rechtliche Rundfunk keinen 
Anspruch auf eine bestimmte Finanzierungsart, also 
auch nicht auf Beibehaltung der Werbung hat. Jeden-
falls muß auch nach Auffassung der Bundesregierung 
dafür Sorge getragen werden, daß in der Phase der 
Marktöffnung die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten insbesondere durch Ausdehnung ihrer Wer- 
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bung nicht dazu übergehen, den Marktzutritt für p ri
-vate Anbieter zu erschweren, für deren Programme 

der Werbemarkt praktisch die einzige Finanzierungs-
quelle darstellt. Andererseits sieht die Bundesregie-
rung keinen Anlaß, der werbenden Wirtschaft den 
Zugang zum Publikum des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks generell zu verweigern. 

5. Die Kommission hat ihre Ursachenanalyse der 
Konzentration mit einer Untersuchung fortgesetzt, die 
die Rolle der Kostenvorteile größerer Betriebseinhei-
ten als Konzentrationsfaktor klären soll. Sie stellt fest, 
daß in den untersuchten 18 Branchen die Anbieter-
konzentration überwiegend geringer ausgefallen sei, 
als es die mindestoptimale Betriebsgröße technisch 
nahelege. Die Kommission weist darauf hin, daß die 
Bedeutung von technischen Betriebsgrößenersparnis-
sen durch eine Reihe anderer gegenläufiger wirt-
schaftlicher Faktoren, wie Transportkosten, Absatz-
bedingungen und Anpassungsflexibilitäten stark re-
lativiert werde. Sie unterstreicht, daß sich optimale 
Betriebsgrößenstrukturen nur in Märkten mit wirksa-
mem Preis- und Investitionswettbewerb herausbilden 
könnten. Größe an sich, die sich nicht in konkret nach-
gewiesenen Betriebsgrößenvorteilen niederschlage, 
sei kein Indikator für internationale Wettbewerbsfä-
higkeit. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß sich die Monopol-
kommission wie schon in früheren Gutachten erneut 
mit möglichen Konzentrationsursachen auseinander-
gesetzt hat. Mit der Monopolkommission ist sie der 
Auffassung, daß technische Kostendegressionsef-
fekte, die häufig für die Notwendigkeit großer Unter-
nehmenseinheiten ins Feld geführt werden, für die 
Schaffung und Behauptung nationaler und internatio-
naler Wettbewerbspositionen nicht überschätzt wer-
den dürfen. Die Rationalisierungswirkungen hoher 
technisch bestimmter mindestoptimaler Betriebsgrö-
ßen müssen stets im Zusammenhang mit einer Viel-
zahl anderer wirtschaftlicher Faktoren gesehen wer-
den, die Produktion und Absatz der Güter mitbeein-
flussen. Die Bundesregierung stimmt mit der Kommis-
sion auch darin überein, daß für die Herausbildung 
optimaler Unternehmensgrößen die Aufrechterhal-
tung des Preis- und Investitionswettbewerbs gerade 
auch auf oligopolistischen Märkten von hoher Bedeu-
tung ist. Kooperationsstrategien sind demgegenüber, 
soweit sie diesen Wettbewerb einschränken, fragwür-
dige Lösungen. Wenn auch die Teilnahme am inter-
nationalen Wettbewerb häufig bestimmte Mindestun-
ternehmensgrößen voraussetzt, so hebt die Monopol-
kommission doch zu Recht hervor, daß schlichte Un-
ternehmensgröße und internationale Wettbewerbsfä-
higkeit nicht gleichzusetzen sind. Die Tatsache, daß 
die deutsche Wirtschaft im Wettbewerb auf den Welt-
märkten ihre Position in den letzten Jahren hat aus-
bauen können und heute im internationalen Ver-
gleich über eine hervorragende Wettbewerbsfähig-
keit verfügt, obwohl deutsche Unternehmen in der 
Regel gerade nicht zu den im Weltmaßstab führenden 
Umsatzriesen gehören, spricht gegen die unkritische 
Annahme, der gezielte Aufbau großer Unternehmens-
konglomerate könnte eine gesamtwirtschaftlich sinn-
volle Strategie sein. 

II. Stand und Entwicklung der 
Angebotskonzentration nach Güterklassen 
(Kapitel I) und der 
Unternehmenskonzentration in den 
Wirtschaftszweigen des Produzierenden 
Gewerbes (Kapitel II) sowie im Bereich 
von Großunternehmen (Kapitel III). 

6. Zu ihren Aussagen über die Konzentrationsent-
wicklung stellt die Monopolkommission klar, daß die 
verwendeten Statistiken aus methodischen Gründen 
nur geringe Rückschlüsse über die jeweiligen Wettbe-
werbsbedingungen auf einzelnen Märkten zuließen. 
Die Statistik gebe jedoch Aufschluß über den Konzen-
trationsprozeß in der Wirtschaft insgesamt. Bei globa-
ler Betrachtung über einen längeren Zeitraum 
zeichne sich das Bild eines sehr langsamen, aber doch 
stetigen Konzentrationsprozesses in der Wirtschaft ab. 
Trotz dieses, für die Funktionsfähigkeit des Wirt-
schaftssystems nicht akut bedrohlichen Befundes hält 
die Kommission eine aufmerksame Beobachtung der 
Konzentration auch in Zukunft für nötig und weitere 
Untersuchungen der Konzentrationsursachen für an-
gezeigt, um Möglichkeiten zur Beeinflussung des 
Konzentrationsprozesses aufzuzeigen. Sie bedauert, 
daß es trotz der Vielzahl konzentrationsstatistischer 
Einzelangaben der amtlichen Statistik nicht möglich 
war, den Stand und die Entwicklung der Unterneh-
menskonzentration in bestimmten, vermutlich beson-
ders kritischen Wirtschaftsbereichen zu begutachten, 
weil die erforderlichen Angaben aufgrund der statisti-
schen Gesetzgebung geheimgehalten würden. Die 
Kommission sieht hierin eine zunehmende Gefähr-
dung ihres gesetzlichen Auftrags. 

7. Die Bundesregierung teilt die Auffassung der 
Kommission, daß nach dem derzeitigen und absehba-
ren Stand der Konzentrationsstatistik eine Erfassung 
der tatsächlichen Wettbewerbsverhältnisse auf den 
einzelnen Märkten nicht möglich ist. Die globale kon-
zentrationsstatistische Analyse der Kommission bleibt 
jedoch auch nach Auffassung der Bundesregierung 
weiterhin ein wichtiges Instrument zur Abschätzung 
konzentrativer Trends in der Gesamtwirtschaft. Schon 
diese Abschätzung ist ein wesentlicher Beitrag zur 
Versachlichung der öffentlichen Diskussion über Kon-
zentrationsprobleme. 

Es besteht weiterhin ein erhebliches wettbewerbspo-
litisches Interesse, das vorhandene Datenmaterial 
möglichst weitgehend auszuschöpfen. Die Bundesre-
gierung würde es begrüßen, wenn in der Konzentra-
tionsberichterstattung eine stärkere Berücksichtigung 
der Außenhandelsverflechtungen erreicht werden 
könnte. Dadurch, daß die bisherigen Konzentrations-
raten Im- und Exportströme nicht berücksichtigen, 
wird der tatsächliche Konzentrationsgrad nur unzu-
reichend erfaßt. Dies dürfte in vielen Fällen zu einer 
Überschätzung der Konzentration führen. Vorarbei-
ten zur besseren Erfassung der Außenhandelsströme 
haben das Statistische Bundesamt und die Monopol-
kommission bereits geleistet. Es wäre wünschens-
wert, wenn auf diesem Felde weitere Fortschritte er-
zielt würden. 

Die Bundesregierung sieht die konzentrationsstatisti

-

schen Probleme, die sich aus dem Gesetz über die 
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Bundesstatistik zur statistischen Geheimhaltung für 
die Fortführung der Konzentrationsberichterstattung 
der Monopolkommission ergeben können. Die Gren-
zen der Geheimhaltung sollten nicht so gezogen wer-
den, daß der gesetzliche Auftrag der Monopolkom-
mission gefährdet wird. Es gilt daher, die Formen der 
Berichterstattung und der Zusammenarbeit zwischen 
Statistischem Bundesamt und Monopolkommission 
weiter zu entwickeln, um die Aussagekraft der Kon-
zentrationsanalyse zu erhalten und, wenn möglich, 
auszubauen. Angesichts der hohen Anforderungen 
des Gesetzgebers an den Geheimschutz stellt sich 
darüber hinaus die Frage, inwieweit das der Öffent-
lichkeit zugängliche umfangreiche Datenmaterial 
nach dem Bilanzrichtliniengesetz für die Konzentra-
tionsberichterstattung nutzbar gemacht werden kann. 
Im übrigen wird die Bundesregierung im Rahmen der 
laufenden Überprüfung des Kartellgesetzes auch die 
Möglichkeit in ihre Überlegungen einbeziehen, daß 
die Monopolkommission zur Erfüllung ihres gesetzli-
chen Auftrags auf die dafür notwendigen Daten aus 
der Bundesstatistik zugreifen kann. 

A. Angebotskonzentration 

B. Zur Entwicklung der Angebotskonzentration, mit 
der sich näherungsweise die ho rizontale Konzentra-
tion für bestimmte Warenbereiche erfassen läßt, stellt 
die Kommission in den einzelnen Güterklassen höchst 
unterschiedliche Trends fest. Die Konzentration habe 
in den untersuchten 323 Güterklassen, die rund 90 % 
der gesamten Produktion erfassen, in kurzfristiger 
Betrachtung (1982 bis 1984) in mehr Güterklassen zu- 
als abgenommen. Bei gemeinsamer Be trachtung der 
drei verwendeten Konzentrationskriterien (Konzen-
trationskoeffizienten, Hirschmann-Herfindahl-Index, 
Variations-Koeffizienten) sei in den 299 ausgewählten 
größten Güterklassen im Bergbau und verarbeiten-
dem Gewerbe die Konzentrationsentwicklung in 
82 Güterklassen steigend, in 68 Güterklassen fallend, 
in zehn Güterklassen konstant und in 139 Güterklas-
sen uneinheitlich verlaufend. Die Kommission weist 
darauf hin, daß bei mittelfristiger Betrachtung (1978 
bis 1984) das Übergewicht der Güterklassen mit stei-
gender Konzentration noch stärker als bei kurzfristi-
ger Betrachtung ausgeprägt sei. Der Konzentrations-
koeffizient der drei größten Anbieter habe im unge-
wogenen Durchschnitt 1984 39,1 % (1982 39,2 %) be-
tragen. 

B. Unternehmenskonzentration 

9. Mit der Untersuchung der Umsatzkonzentration 
der Unternehmen in den 41 Wirtschaftszweigen des 
produzierenden Gewerbes versucht die Kommission, 
das Ausmaß der potentiellen Konkurrenz in den ver-
schiedenen Branchen abzuschätzen. Da die Diversifi-
kation von Unternehmen sich sehr stark innerhalb der 
eigenen Branche abspiele, seien Unternehmen der-
selben Branche häufig als potentie lle Konkurrenten 
anzusehen. Nach den Feststellungen der Kommission 
beträgt der Umsatzanteil der jeweils drei größten Un-
ternehmen eines Wirtschaftszweiges im Bergbau und 
verarbeitendem Gewerbe im Jahre 1983 durchschnitt-
lich 26,9 % (ungewogen). Der entsprechende Wert für 

das Baugewerbe betrage 11,3 %. Die am Anfang des 
volkswirtschaftlichen Produktionsprozesses stehen-
den Branchen hätten den höchsten Konzentrations-
grad aufzuweisen. Angesichts des überwiegend un-
einheitlichen Verlaufs der Konzentration lasse sich 
aus den erhobenen Daten eine allgemeine Tendenz-
aussage über Anstieg oder Rückgang der Konzentra-
tion nicht ableiten. Dies gelte sowohl für die kurzfri-
stige wie auch für die mittelfristige Betrachtung in den 
Jahren 1977 bis 1983. Langfristig sei jedoch seit 1954 
bis 1978 eine kontinuierliche Zunahme der Konzen-
tration festzustellen. Nach einem leichten Rückgang 
in den Jahren 1979/80 habe sich der zunehmende 
Trend bis 1983 weiter fortgesetzt. Der Durchschnitts-
wert der Umsatzanteile der zehn größten Unterneh-
men in den einzelnen Wirtschaftszweigen erreichte 
1983 mit 44,2 % den bisher höchsten Wert (1981 
43,9 (Y0). Angesichts dieses eher moderaten gesamt-
wirtschaftlichen Konzentrationstrends kann nach 
Auffassung der Bundesregierung von einem generel-
len Konzentrationsrisiko für die deutsche Wirtschaft 
gegenwärtig nicht gesprochen werden. 

C. Die „100 Größten" 

10. Zur Konzentration von Großunternehmen hat die 
Kommission vor allem die Rangfolge der 100 größten 
Unternehmen nach der über die Branchengrenzen 
hinweg vergleichbaren Wertschöpfung ermittelt. Sie 
hat ferner weitere Rangfolgen auch für Dienstlei-
stungsbereiche wie die 20 größten Handelsunterneh-
men und die jeweils 10 größten Kreditinstitute und 
Versicherungsgesellschaften nach den für diese übli-
chen Merkmalen des Geschäftsvolumens ermittelt. 
Die wettbewerbspolitische Bedeutung dieser Unter-
suchung ergibt sich daraus, daß von Großunterneh-
men, insbesondere von deren Finanzkraft, marktüber-
greifende wirtschaftliche Macht ausgehen kann. 

Die Feststellungen der Kommission, daß der Wert-
schöpfungsanteil der 100 Größten an der Wertschöp-
fung aller Unternehmen und auch die Beschäftigten-
zahl der Großunternehmen im Berichtszeitraum 1982 
bis 1984 erneut rückläufig waren, sind nach Auffas-
sung der Bundesregierung ein Indiz dafür, daß es in 
der Gesamtwirtschaft offenbar keinen unaufhaltsa-
men Zwang zur weiteren Größe gibt, sondern auch 
Gegenkräfte wirksam sind, die der weiteren Zunahme 
der aggregierten Konzentration entgegenwirken. 
Diese Gegenkräfte haben sich innerhalb der Gruppe 
der Großunternehmen jedoch in unterschiedlichem 
Maße ausgewirkt. So ist die Spitzengruppe der ersten 
zehn Unternehmen im Hinblick auf die Wertschöp-
fung wieder deutlich stärker gewachsen als die fol-
genden zehn Unternehmen. 

Die nach der Analyse der Monopolkommission stabil 
gebliebenen Beteiligungsverhältnisse bei den mei-
sten Unternehmen der „100 Größten" sowie der er-
mittelte, leicht rückläufige Anteil der Großunterneh-
men an den beim Bundeskartellamt angezeigten Zu-
sammenschlüssen in der Berichtsperiode 1984/85 zei-
gen, daß sich bei globaler Betrachtung die Konzentra-
tionsentwicklung im Bereich der Großunternehmen 
nicht übermäßig verschärft hat. Dies schließt proble-
matische Konzentrationsvorgänge, etwa bei Größtfu- 
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sionen, nicht aus. Auch der Hinweis der Kommission 
auf die vielfältigen personellen Verflechtungen über 
Geschäftsführungsmitglieder der Banken und Versi-
cherungen in den Kontrollorganen der „100 Größten" 
verdient Aufmerksamkeit. Die Kommission hat ermit-
telt, daß rund 45 % solcher personeller Verflechtungs-
fälle auf die acht unter den „100 Größten" befindli-
chen Banken und Versicherungen entfallen. 

11. Für die Konzentration im Handel verdient die 
Angabe der Kommission besondere Beachtung, daß 
das Umsatzwachstum der 20 größten Handelsunter-
nehmen von 1982 bis 1984 deutlich geringer ausgefal-
len sei (5,6 %) als für den gesamten Handel (9,2 %). 
Daher habe sich auch der Anteil der 20 größten Han-
delsunternehmen am Gesamtumsatz des Handels von 
11,3 % in 1982 auf 10,9 % in 1984 vermindert. Demge-
genüber sei das Beschaffungsvolumen der fünf größ-
ten Einkaufsvereinigungen im Berichtszeitraum über-
durchschnittlich angestiegen. Dies deute auf ein An-
dauern des Konzentrationsprozesses im Beschaf-
fungsbereich hin. 

Angesichts dieser Feststellungen hält die Bundesre-
gierung eine differenzierte Betrachtung der Konzen-
trationsentwicklung im Handel für erforderlich. Die 
Konzentrationsprozesse haben die Angebots- und die 
Nachfrageseite unterschiedlich getroffen. In den ein-
zelnen Bereichen des Handels stehen sich teils kon-
zentrative, teils dekonzentrative Trends gegenüber. 
Mit Blick auf die Konzentration im Lebensmittelhan-
del hat die Bundesregierung eine Reihe weiterer Un-
tersuchungen veranlaßt, um in diesem neuralgischen 
Bereich weitere Klarheit zu gewinnen. Es läge im 
Sinne dieser Bemühungen, wenn die Monopolkom-
mission ihre Konzentrationsstatistik in Dienstlei-
stungsbereichen wie dem Handel in Zusammenarbeit 
mit dem Statistischen Bundesamt weiter ausbauen 
könnte. Die Auswertung der Handels- und Gaststät-
tenzählung, die laufenden Jahreserhebungen der 
Handelsstatistik sowie die Arbeitsstättenzählung 
könnten hierfür Ansatzpunkte liefern. Zu den Fragen 
der Konzentration im Handelsbereich äußert sich die 
Bundesregierung ausführlich in ihrer Stellungnahme 
zum Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamtes für die 
Jahre 1985/86. 

III. Praxis der Mißbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Unternehmen 
und der Fusionskontrolle 
(Kapitel IV des Gutachtens) 

A. Mißbrauchsaufsicht 

12. In ihren Ausführungen zur Mißbrauchsaufsicht 
über marktbeherrschende Unternehmen hat die Mo-
nopolkommission eine Reihe von Verfahren ange-
sprochen, die mißbräuchliche Rabattgestaltungen, 
Bezugsbindungen, Koppelungspraktiken und Gegen-
geschäfte sowie die Nichtbelieferung von Unterneh-
men betreffen. Sie hat ihre bereits im vorausgegange-
nen Gutachten vertretene Auffassung unterstrichen, 
daß marktbeherrschende Unternehmen, die die Ver-
gabe eines Auftrages von Gegengeschäften abhängig 
machen, regelmäßig mißbräuchlich handelten. Sie hat 
daher den Beanstandungen des Bundeskartellamtes 

gegenüber bestimmten, von einer großen deutschen 
Luftverkehrsgesellschaft, auf dem Cateringmarkt an-
gestrebten Gegengeschäften (verbilligte Rückflüge 
für Dienstpersonal gegen Abnahme von Cateringlei-
stungen) voll beigepflichtet. Die Gesellschaft hat in-
zwischen ihr Verhalten aufgrund dieser Beanstandun-
gen eingestellt. Auch im übrigen hat die Monopol-
kommission die Praxis des Bundeskartellamtes bei der 
Verfolgung von Behinderungsmißbräuchen bestä-
tigt. 
Zur Frage des Ausbeutungsmißbrauchs hat sich die 
Kommission kritisch mit der „Favorit"-Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes auseinandergesetzt. Sie 
weist insbesondere auf die Schwierigkeiten hin, die 
sich aus der Anwendung des Vergleichsmarktkon-
zepts bei der Mißbrauchsaufsicht über Versorgungs-
monopole ergeben. Angesichts der hohen Anforde-
rung, die der Bundesgerichtshof an den Vergleich von 
Märkten stelle, werde eine Preiskontrolle über Ver-
sorgungsmonopole praktisch zum Erliegen gebracht. 
Ähnliches gelte für den Konditionenmißbrauch in an-
deren Bereichen. 

13. Die Bundesregierung sieht die Schwierigkeiten, 
die sich bei der Preismißbrauchsaufsicht für die Beur-
teilung marktkonformer Preise auf weitgehend ver-
machteten Märkten im praktischen Vollzug ergeben. 
Es kommt daher insbesondere auch im Bereich der 
Energiewirtschaft darauf an, daß sich die Wettbe-
werbspolitik auf die Abwehr weiterer Verkrustungen 
der Marktstrukturen und, wo immer möglich, auf die 
Verbesserung der Wettbewerbsverhältnisse konzen-
triert. Im Zusammenhang mit der laufenden Überprü-
fung des Kartellgesetzes wird daher insbesondere 
auch zu prüfen sein, ob und ggf. wie die geschlosse-
nen Versorgungsgebiete unter angemessener Be-
rücksichtigung der Anliegen der Energiepolitik dem 
Wettbewerb geöffnet werden können. Bei dem in die 
Prüfung einzubeziehenden Gedanken, die Befugnisse 
der kartellrechtlichen Preisaufsicht zu erweitern, wird 
zu berücksichtigen sein, daß angesichts der Sachpro-
bleme bei der Ermittlung von Vergleichspreisen eine 
wirksame Kontrolle erfahrungsgemäß kaum zu errei-
chen sein wird. 

Die Mißbrauchsaufsicht sollte sich auch künftig ent-
schieden gegen Behinderungspraktiken marktstarker 
Unternehmen wenden, um einer weiteren Ver-
schlechterung der Marktstrukturen infolge machtbe-
dingter Unternehmenstrategien zu begegnen. 

B. Fusionskontrolle 

14. Im Zusammenhang mit der Praxis der Fusions-
kontrolle hat sich die Monopolkommission neben ei-
ner ganzen Reihe von Einzelproblemen wie Marktab-
grenzung, Berücksichtigung von Struktur- und Ver-
haltenskriterien und die Behandlung von Gemein-
schaftsunternehmen schwerpunktmäßig mit den The-
men Großfusionen, Umgehung der Zusammenschluß

-

kontrolle, Möglichkeiten zur Eingrenzung des Ein-
flußpotentials der Banken sowie mit den Wettbe-
werbsbedingungen in der Energieversorgungswirt-
schaft befaßt. Zu den Fusionsaktivitäten der Unter-
nehmen bemerkt die Kommission, daß die Anzahl der 
angezeigten Zusammenschlüsse im Berichtszeitraum 
1984/85 mit 1 284 Fällen nach einem Rückgang in der 
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Vorperiode (1982/83 1 109 Fälle) erneut angestiegen 
sei. Mit 13 Untersagungen habe sich die Gesamtzahl 
der untersagten Zusammenschlüsse auf 69 erhöht. Die 
Kommission verweist zu Recht darauf, daß die Anzahl 
der Untersagungen nur beschränkte Rückschlüsse auf 
die Wirksamkeit der Fusionskontrolle zulasse. Die 
Praxis der Fusionskontrolle gebe keinen Anlaß zu ge-
nereller Kritik. Die Kommission hat sich daher auch 
nicht veranlaßt gesehen, generell eine Verschärfung 
der Zusammenschlußkontrolle zu empfehlen. 

15. Die Nichtuntersagung des Zusammenschlußfal-
les DAIMLER-BENZ/AEG durch das Bundeskartell-
amt werfe allerdings die Frage auf, ob die gegenwär-
tige Ausgestaltung des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen eine ausreichende Kontrolle konglo-
merater Zusammenschlüsse gestatte. Großfusionen 
verschlechterten die Wettbewerbsbedingungen auf 
einer Vielzahl von Märkten, ohne daß deshalb immer 
gleich marktbeherrschende Stellungen entstünden. 
Die derzeit geltende Eingriffsschwelle des § 24 Abs. 1 
GWB erfasse die für Großfusionen typische Zusam-
menballung erheblicher Finanzkraftpotentiale und 
die damit für die fusionierten Unternehmen verbun-
dene Lockerung des Marktzwangs nicht hinreichend. 
Ebenso wenig werde damit die fusionsbedingt wach-
sende Interdependenz der Märkte hinreichend be-
rücksichtigt, die das Ergebnis großer konglomerater 
Unternehmen und ihrer Neigung zur Respektierung 
von Einflußsphären und Marktstellungen sei. Das ex-
terne Größenwachstum stelle eine schnelle und effi-
ziente Strategie zum Aufbau großer Unternehmens-
einheiten dar. Im Gegensatz zum internen Wachstum, 
das dem Aufbau neuer Angebotskapazitäten diene 
und damit wettbewerbsfördernd wirke, führten Zu-
sammenschlüsse in aller Regel zur Übernahme beste-
hender Kapazitäten und Marktanteile, zu einer Ver-
kleinerung der Zahl voneinander unabhängiger An-
bieter und damit tendenziell zu einer Reduzierung des 
Wettbewerbsdrucks. Zudem seien bei Großzusam-
menschlüssen auch die gesellschaftspolitischen Risi-
ken ökonomischer Machtzusammenballung zu be-
achten. 

Zur Lösung der hiermit verbundenen Probleme hält 
die Monopolkommission als verfahrensmäßige 
Schritte die Veröffentlichung der maßgebenden Ent-
scheidungsgründe des Bundeskartellamtes für eine 
Nichtuntersagung von Großzusammenschlüssen so-
wie die Bildung eines „Großen Senats" des Amtes für 
wünschenswert, um Transparenz und Einheitlichkeit 
der Rechtsanwendung in gesamtwirtschaftlich be-
deutsamen Fällen zu verbessern. Zur Verschärfung 
des materiellen Fusionskontrollrechts hält die Mehr-
heit der Kommission neben einer besonderen Unter-
sagungskompetenz des Bundeswirtschaftsministers 
für wettbewerblich unbedenkliche, gesellschaftspoli-
tisch aber kritische Großfusionen, und — für Zusam-
menschlüsse ab einer gewissen Größenordnung — 
eine Abkopplung des Untersagungstatbestandes vom 
Kriterium der Marktbeherrschung oder Fusionsver-
bote für erwägenswert. Die Kommissionsmehrheit be-
fürwortet eine Untersagungsbefugnis des Bundeskar-
tellamtes bei Großzusammenschlüssen immer dann 
wenn 
— entweder keine Verbesserungen der Wettbe-

werbsbedingungen zu erwarten sind oder 

— die zu erwartenden Verbesserungen nicht ausrei-
chen, um die zu erwartenden Verschlechterungen 
der Wettbewerbsbedingungen zu überwiegen. 

Abweichend von der Kommissionsmehrheit vertritt 
das Kommissionsmitglied Murawski die Auffassung, 
daß auf der Grundlage einer einzelnen — wenn auch 
gesamtwirtschaftlich gewichtigen — Großfusion noch 
kein gesetzlicher Handlungsbedarf angenommen 
werden könne. Der Vorschlag der Kommissionsmehr-
heit bedeute de facto ein per se-Verbot für konglome-
rate Zusammenschlüsse, räume dem Bundeskartell-
amt zu weitgehende Beurteilungsspielräume ein und 
würde damit zur Rechtsunsicherheit beitragen. Im üb-
rigen würden dadurch die Möglichkeiten einer An-
passung der Unternehmensstruktur an den gesamt-
wirtschaftlichen Strukturwandel behindert. 

16. Die Bundesregierung mißt der Transparenz und 
Publizität der Entscheidungspraxis bei der Fusions-
kontrolle maßgebliche Bedeutung zu. Den Vorschlag, 
die Entscheidungsgründe für die Nichtuntersagung 
von Großfusionen zu veröffentlichen, bewertet die 
Bundesregierung posi tiv. Sie wird darauf hinwirken, 
daß das Amt die Entscheidungsgründe in geeigneter 
Weise und bereinigt von vertraulichen Angaben künf-
tig generell veröffentlicht. Wie dies am zweckmäßig-
sten sicherzustellen ist, wird derzeit geprüft. Ob sich 
dagegen durch Bildung eines „Großen Senats" beim 
Bundeskartellamt die Entscheidungspraxis bei Groß-
fusionen noch stärker objektivieren und vereinheitli-
chen läßt, ist nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht zweifelsfrei. Ein so großes Kollegialorgan könnte 
die zügige Durchführung eines ermittlungsintensiven 
Kontrollverfahrens erschweren. Andererseits er-
scheint auch einleuchtend, daß die Koordinierung der 
Entscheidungspraxis in einem umfassenden Gremium 
die Gefahr einer unterschiedlichen Behandlung von 
Fusionsfällen durch verschiedene Beschlußabteilun-
gen vermindern würde. 

Bei der laufenden Überprüfung des Kartellgesetzes 
wird die Bundesregierung auch der Frage nachgehen, 
ob eine Verschärfung der Kontrolle von Großzusam-
menschlüssen, nicht zuletzt im Handel, geboten ist. 
Die Bundesregierung sieht durchaus, daß Großfusio-
nen die konglomerate Interdependenz anwachsen 
lassen. Dies kann zur stillschweigenden Respektie-
rung der von den Großunternehmen eingenommenen 
Marktstellungen führen. Die steigende Wahrschein-
lichkeit von Gegenseitigkeitsgeschäften der Mehr-
produktunternehmen untereinander und die durch 
die Zusammenballung finanzieller Ressourcen mögli-
che Abschreckung der Konkurrenten vor vorstoßen-
dem Wettbewerb gehören ebenfa lls zu den Folgen, 
die Großfusionen mit sich bringen können. 

Andererseits sind nach Auffassung der Bundesregie-
rung auch die diskutierten Verschärfungen der Unter-
sagungsmöglichkeiten nicht ohne erhebliche wettbe-
werbspolitische Probleme. Zunächst ist zu bedenken, 
daß jede Änderung des Untersagungstatbestandes zu 
Lasten der von der Rechtsprechung in langjähriger 
Entscheidungspraxis erreichten Rechtssicherheit ge-
hen würde. Die Untersagung von Großfusionen aus 
Gemeinwohlgründen oder auch die Abkopplung der 
Kontrolle vom Untersagungskriterium der Marktbe- 
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herrschung würde zudem den Kartellbehörden auf 
ministerieller und fachlicher Ebene ein weitreichen-
des, nur schwer kalkulierbares und gerichtlich kaum 
überprüfbares Entscheidungsermessen einräumen. 
Dies könnte einer Politisierung der Fusionskontrolle 
Vorschub leisten. Angesichts dieser Risiken wird ein-
gehend abzuwägen sein, ob die ordnungspolitischen 
Nachteile der vorgeschlagenen Lösungen nicht 
schwerer wiegen als die wettbewerblichen oder ge-
sellschaftspolitischen Vorteile, die möglicherweise 
mit der Unterbindung des einen oder anderen Groß-
zusammenschlusses verbunden wären. Eine wettbe-
werblich ausgerichtete Fusionskontrolle darf den not-
wendigen Strukturwandel auch im Bereich großer 
Unternehmen nicht unnötig behindern. 

17. Im Hinblick auf eine Reihe von Einzelfällen, in 
denen Unternehmen beim Beteiligungserwerb die ge-
setzliche Eingriffsschwelle des Zusammenschlußtat-
bestandes in Höhe von 25 % nur leicht unterschritten 
haben und zugleich ein Anteilserwerb ihrer Hausban-
ken erfolgte, hat sich die Monopolkommission auch 
mit dem Problem möglicher Umgehungsstrategien bei 
der Fusionskontrolle befaßt. Die Kommissionsmehr-
heit verneint die Notwendigkeit, den Zusammen-
schlußtatbestand zu ändern. Sie vertritt die Auffas-
sung, bei Minderheitsbeteiligungen unterhalb der 
Aufgreifschwellen des § 23 Abs. 2 GWB seien nur die 
Fälle des parallelen Anteilserwerbs zusammen mit ei-
ner Bank oder Versicherung wettbewerbspolitisch be-
denklich und regelungsbedürftig. Anteilserwerbe un-
ter 25 % mit begleitenden Zusatzabreden seien häufig 
über den durch die 4. Kartellnovelle geschaffenen 
Umgehungstatbestand nach § 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 4 
GWB zu erfassen. Schlichte Anteilserwerbe unter 
25 % sollten im Hinblick auf Verhaltensabstimmun-
gen nach § 25 Abs. 1 GWB verstärkt überprüft wer-
den. 

Nach Ansicht des Mitgliedes der Kommission Im-
menga sollten demgegenüber alle Unternehmensver-
bindungen, die einem Beteiligten einen wettbewerbs-
relevanten Einfluß auf ein anderes Unternehmen ver-
mitteln, als Zusammenschluß gelten. Die derzeit be-
stehenden formellen Aufgreifschwellen des § 23 
Abs. 2 GWB könnten für die Zwecke der Anzeige-
pflicht des § 23 Abs. 1 GWB erhalten bleiben. Um die 
kritischen Minderheitsbeteiligungen im Rahmen die-
ser fortgeltenden formellen Tatbestände besser erfas-
sen zu können, sollte aber die dort vorgesehene Ein-
griffsschwelle von 25 % abgesenkt werden. Eine so 
gestaltete Novellierung des Zusammenschlußtatbe-
standes würde neben den derzeit im Vordergrund ste-
henden Umgehungsfällen auch die Lücke bei Anteils-
aufstockungen bis knapp unter die 50 %-Grenze 
schließen. Zugleich würden die Inkonsistenzen der 
Tatbestände des § 23 Abs. 2 Nr. 2 a Satz 4 und Nr. 5 
GWB beseitigt, die einerseits die Zusammenschluß-
kontrolle bereits beim schlichten 25 % -Erwerb auslö-
sen, andererseits im Auffangtatbestand Beherrschung 
forderten. 

18. Die Kontrollpraxis hat nach Auffassung der Bun-
desregierung gezeigt, daß die Unternehmen wohl in 
Einzelfällen Umgehungsstrategien verfolgen, ohne 
daß jedoch von einer Häufung derartiger Fälle gespro-

chen werden kann. Andererseits ist einzuräumen, daß 
eine Umgehung des gesetzlichen Zusammenschluß-
tatbestandes nicht mit Sicherheit in jedem Zusam-
menschlußfall ausgeschlossen werden kann. Zwar hat 
der durch die 4. Kartellnovelle geschaffene Umge-
hungstatbestand zur 25 %-Schwelle (§ 23 Abs. 2 Nr. 2 
Satz 4 GWB) Gesetzesumgehungen erschwert. Eine 
Lücke besteht zumindest de facto insofern fort, als die 
Unternehmen beim Beteiligungserwerb auf die for-
melle vertragliche Absicherung von Mitwirkungs-
rechten verzichten können, aber gleichwohl alle Be-
teiligten solche Sonderrechte stillschweigend aner-
kennen. Dies ist ein allgemeines Nachweisproblem, 
mit dem die kartellbehördliche Praxis auch in anderen 
Bereichen konfrontiert ist. Anläßlich der laufenden 
Überprüfung des Kartellgesetzes wird jedoch zu prü-
fen sein, ob und ggf. wie der Zusammenschlußtatbe-
stand bei der Fusionskontrolle in einer Weise fortent-
wickelt werden kann, die ein mögliches Umsichgrei-
fen von Umgehungsfällen einschränkt und anderer-
seits die in Generalklauseln liegende Gefahr der 
Rechtsunsicherheit und der Erschwerung des Verwal-
tungsverfahrens vermeidet. 

19. Im Hinblick auf die Beteiligung von Banken an 
Zusammenschlüssen von Nichtbanken hält die Mono-
polkommission — im Anschluß an ihre früheren Vor-
schläge im I. Hauptgutachten — eine Begrenzung des 
Anteilserwerbs der Banken an Unternehmen anderer 
Sektoren auf 5 % von deren Eigenkapital für geboten. 
Der bankfremde Beteiligungsbesitz der Kreditinsti-
tute könne einerseits zu Interessenkonflikten führen, 
die sich insbesondere auch aus der Kombination von 
Kredit- und Einlagengeschäft mit dem Wertpapierge-
schäft ergäben. Andererseits könne eine übermäßige 
Konzentration wirtschaftlicher Macht eintreten, wenn 
die Banken ihre Einflußmöglichkeiten aus Eigenbe-
sitz, Vollmachtstimmrecht und Aufsichtsratsmanda-
ten miteinander kombinieren. Eine feste Grenze für 
den bankfremden Beteiligungserwerb würde schließ-
lich auch die durch den parallelen Anteilserwerb von 
Banken gekennzeichneten Umgehungsstrategien er-
schweren. 

20. Die Bundesregierung ist sich der wettbewerbs-
politischen Problematik bewußt, die sich aus einer zu 
weit gehenden Kumulation von Einflußmöglichkeiten 
der Kreditinstitute aufgrund von Beteiligungsbesitz, 
Aufsichtsratsmandaten und Vollmachtstimmrecht er-
geben können. Angesichts der hiervon möglicher-
weise ausgehenden wettbewerbs- und ordnungspoli-
tischen Risiken hatte die vom Bundesminister der Fi-
nanzen eingesetzte Studienkommission „Grundsatz-
fragen der Kreditwirtschaft" 1979 eine Begrenzung 
des Anteilsbesitzes der Kreditinstitute auf 25 % zu-
züglich einer 1 Aktie empfohlen. Ein Minderheitsvo-
turn hatte sich für 10 % ausgesprochen. Diese Lösung 
vermied die mit dem Vorschlag der Monopolkommis-
sion verbundene gravierende Ungleichbehandlung 
von Neu- und Altbesitz der Kreditinstitute. Eine 
Grenze für den bloßen Anteilserwerb begünstigt ge-
rade diejenigen Kreditinstitute, die heute schon er-
heblichen Anteilsbesitz halten und bei denen die Mo-
nopolkommission die größten Interessenkonflikte 
sieht. Wenn sich die Bundesregierung seinerzeit 
gleichwohl den Vorschlag der Bankenstrukturkom- 
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mission nicht zu eigen gemacht hat, so lag dies vor 
allem auch in den erheblichen Problemen begründet, 
die mit einem so weitgehenden Eingriff in die Grund-
rechte der Berufsausübung und des Eigentums ver-
bunden waren. Hierzu gehörte insbesondere die 
Frage der Besteuerung der Veräußerungsgewinne so-
wie die möglichen Konzentrationsrisiken, die sich 
stellen, wenn die von Banken gehaltenen Beteiligun-
gen auf andere Wirtschaftszweige übergingen. Au-
ßerdem war zu berücksichtigen, daß ein Mißbrauch 
der Einflußmöglichkeiten der Kreditinstitute nicht 
festgestellt werden konnte. 

Der Frage, ob die Entwicklung im Bankenbereich im 
Lichte neuerer faktischer Erkenntnisse zu wettbe-
werbspolitischen Bedenken Anlaß gibt, wird im Zu-
sammenhang mit der laufenden Überprüfung des 
Kartellgesetzes weiter nachzugehen sein. Die Fest-
stellung der Monopolkommission, die Machtkonzen-
tration der Banken habe sich in der Zwischenzeit ver-
schärft, bedarf nach Auffassung der Bundesregierung 
einer besseren empirischen Untermauerung. Die Bun-
desregierung hat die Spitzenverbände der Kreditinsti-
tute gebeten, aktuelle Angaben über die Entwicklung 
ihres bankfremden Beteiligungsbesitzes, ihrer Auf-
sichtsratsmandate sowie ihrer Vollmachtstimmrechte 
zu machen. Erste Stellungnahmen deuten darauf hin, 
daß zumindest der bankfremde Beteiligungsbesitz der 
führenden p rivaten Banken in den letzten Jahren per 
Saldo rückläufig war. Ein genaueres Bild wird sich 
erst gewinnen lassen, wenn alle Stellungnahmen der 
Verbände vorliegen und möglicherweise notwendig 
werdende weitere Ermittlungen angestellt sind. 
Grundsätzlich würde es die Bundesregierung begrü-
ßen, wenn die Banken von sich aus ihren bankfrem-
den Beteiligungsbesitz freiwillig zurückführen wür-
den. Bei den kommenden Überlegungen der Bundes-
regierung wird außerdem eine Rolle spielen, ob die 
wettbewerbspolitische Problematik des bankfremden 
Beteiligungsbesitzes durch eine Intensivierung des 
Wettbewerbs aufgrund eines Abbaus des „kartell-
rechtlichen Ausnahmebereichs Banken" reduziert 
werden kann. Aus bankaufsichtsrechtlicher Sicht ist 
überdies zu beachten, daß eine Relativierung des Ban-
keneinflusses sich auch daraus ergibt, daß das Kredit-
wesengesetz (KWG) nach der 3. Novelle eine Begren-
zung des Beteiligungsbesitzes aufgrund der Regelun-
gen über Großkredite nach § 13 Abs. 4 KWG und eine 
spezielle Begrenzung schwer liquidisierbarer Anla-
gen nach § 12 KWG vorsieht. 

21. Zur Konzentration in der Energiewirtschaft un-
terstreicht die Monopolkommission erneut ihre Auf-
fassung, daß der brancheninterne Wettbewerb in wei-
ten Bereichen des Energiesektors keine entschei-
dende Steuerungsfunktion mehr erfüllt. Daher 
komme der Erhaltung des Substitutionswettbewerbs 
zwischen den verschiedenen Energiearten besondere 
Bedeutung zu. Kapitalverflechtungen zwischen den 
Anbietern verschiedener Energieträger ermöglichten 
es den Versorgungsunternehmen, das Angebot des 
einen Energieträgers an den Absatzinteressen des an-
deren zu orientieren. Interne Subventionen könnten 
die Preisrelationen der Energiearten verzerren. Lang-
fristig von besonderer Bedeutung sei die Beschrän-
kung des Investitionswettbewerbs und damit die  

künftige Beeinträchtigung der Entwicklungsmöglich-
keiten eines Energieträgers. Die Investitionsplanung 
werde auch unter Berücksichtigung der bereits vor-
handenen Produktionskapazitäten vorgenommen, um 
Investitionsrisiken abzumildern. Neuentwicklungen, 
mit denen sich Vorsprünge im Substitutionswettbe-
werb erreichen ließen, könnten durch solche einzel-
wirtschaftlichen Rentabilitätserwägungen möglicher-
weise gebremst werden. 

Die Monopolkommission hält es daher in besonderem 
Maße für geboten, über Entflechtungsmaßnahmen im 
Energiesektor nachzudenken, der durch ein hohes 
Konzentrationsniveau und zahlreiche Wettbewerbs-
beschränkungen gekennzeichnet sei. Als erster 
Schritt solle eine Auflösung des Querverbundes bei 
den Versorgungsunternehmen der Gemeinden erwo-
gen werden. Ein voneinander unabhängiges Angebot 
der einzelnen Energiearten auf der Letztverteilerstufe 
könne zumindest den Substitutionswettbewerb zwi-
schen Gas und Strom wiederherstellen und damit für 
ein Mindestmaß an funktionsfähigem Wettbewerb 
sorgen. Die von der Kommission befürwortete sekto-
rengebundene Entflechtungsregelung müßte aller-
dings noch darauf überprüft werden, ob sie mit der 
verfassungsrechtlich verbürgten Garantie der Selbst-
verwaltung für die Gemeinden (Artikel 28 Abs. 2 GG) 
vereinbar sei. 

22. Die Bundesregierung mißt mit der Monopolkom-
mission der Erhaltung des Restwettbewerbs in der 
Energiewirtschaft erhebliche Bedeutung zu. Sie hält 
trotz der Schwierigkeiten der Fusionskontrolle im 
Energiesektor daran fest, daß dort zunächst die fu-
sionskontrollrechtlichen Möglichkeiten zur Verhinde-
rung weiterer Konzentrationsvorgänge ausgeschöpft 
werden sollten, ehe als ultima ratio an Entflechtungs-
maßnahmen zu denken wäre. Die Fusionskontrollpra-
xis sollte im Auge behalten, daß der bereits erreichte 
hohe Konzentrationsgrad nicht als Rechtfertigung für 
die Hinnahme weiterer Marktstrukturverschlechte-
rungen herangezogen wird. 

Ein hoher Grad von Wettbewerbsbeschränkungen, 
der sich durch eine Fusion nur noch geringfügig stei-
gern läßt, darf nicht im Ergebnis zum kartellrechtli-
chen Freibrief für zusammenschlußwillige Energie-
versorgungsunternehmen werden. Im übrigen wird in 
aller Regel davon auszugehen sein, daß die Unterneh-
men der Energiewirtschaft über genügend Ressour-
cen verfügen, um eine neue Energieversorgung, bei-
spielsweise eine Versorgung mit Gas, alleine aufzu-
bauen. An den Nachweis, es gäbe zur gemeinschaft-
lichen Versorgung keine andere Alternative, sind da-
her hohe Anforderungen zu stellen. Die Notwendig-
keit von Gemeinschaftsunternehmen dürfte in der 
Praxis eher die Ausnahme als die Regel sein. Dies 
schließt nicht aus, daß im Einzelfall die Vorteile eines 
lokalen Zusammenschlusses von Elektrizitäts- und 
Gasversorgungsunternehmen im Wettbewerb mit 
dem Heizöl gegenüber wettbewerblichen Nachteilen 
auf anderen Märkten überwiegen. 

Ob über die Eingriffsbefugnisse der Fusionskontrolle 
hinaus ein Abbau bestehender Verflechtungen, vor 
allem eine Beseitigung des kommunalen Querver-
bundes wirtschaftspolitisch sinnvoll wäre, läßt sich 
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nach Auffassung der Bundesregierung nicht einseitig 
oder abstrakt unter dem Gesichtspunkt des Schutzes 
des Substitutionswettbewerbs der verschiedenen 
Energieträger beurteilen. Angesichts der untergeord-
neten Rolle, die der Strom am Wärmemarkt spielt, sind 
die Wettbewerbswirkungen einer Wiederherstellung 
des Substitutionswettbewerbs von Gas und Strom auf 
der Letztverteilerstufe begrenzt. Andererseits ist es 
ein Anliegen der staatlichen Energiepoli tik, die örtli-
che Energieversorgung im Rahmen von Versorgungs-
konzepten unter Berücksichtigung der Stadt- und Re-
gionalentwicklung, des Umweltschutzes und der 
Wirtschaftlichkeit zu optimieren. Der kommunale 
Querverbund kann dazu beitragen, solche Versor-
gungskonzepte beispielsweise zur Herstellung von 
Strom und Fernwärme in Kraft-Wärme-Kopplung zu 
verwirklichen. Hinzu kommt, daß die Auflösung des 
Querverbundes neuen Konzentrationsprozessen Vor-
schub leisten könnte. Zwar bestehen gegen den Rück-
zug der Städte und Gemeinden aus der leitungsge-
bundenen Versorgung mit Energie und Wasser unter 
dem Gesichtspunkt einer entschiedenen Privatisie-
rungspolitik keine Bedenken. Sollte dies im Ergebnis 
jedoch zu einer Konzentration im Bereich überregio-
nal tätiger Spartenunternehmen führen, so erschiene 
es fraglich, ob sich die Entflechtung letztlich in einer 
günstigeren Versorgung der Verbraucher nieder-
schlagen würde. Schließlich wären die vermögensmä-
ßigen und organisatorischen Folgen der Auflösung 
und ihre Auswirkungen auf die Gemeindehaushalte 
zu bedenken. Angesichts dieser Probleme sieht die 
Bundesregierung gegenwärtig davon ab, den Gedan-
ken einer besonderen Entflechtungsregelung für die 
Energieversorgungswirtschaft weiter zu verfolgen, 
zumal die verfassungsrechtliche Zulässigkeit nach Ar-
tikel 28 Abs. 2 Grundgesetz nicht beurteilt werden 
kann, solange Unklarheit über mögliche Kriterien ei-
nes gesetzlichen Entflechtungstatbestandes besteht. 
Die Monopolkommission hat die Frage der Eingriffs-
kriterien in ihrem Gutachten offen gelassen. 

IV. Wettbewerbsbedingungen und Konzentration 
im Medienbereich (Kapitel V) 

23. Zur Pressekonzentration bemerkt die Kommis-
sion, daß sich die seit 1975 bestehenden Entwick-
lungslinien als im wesentlichen stabil erwiesen ha-
ben. Die Zahl der Zeitungsunternehmen habe sich 
kaum geändert, die Anzahl der Hauptausgaben habe 
im Zeitablauf gering, aber stetig abgenommen. Bei 
der Auflagenentwicklung bestehe demgegenüber ein 
schwach ausgeprägt steigender Trend. Der Zeitschrif-
tenbereich sei durch eine stetige Zunahme der Unter-
nehmen sowie der Objekte und ihrer Auflagen ge-
kennzeichnet. Sowohl im Zeitungs- als auch im Zeit-
schriftenbereich hätten die Umsatzerlöse relativ 
gleichmäßig zugenommen. 

24. Die Bundesregierung pflichtet den Ausführun-
gen der Monopolkommission zur Konzentrationsent-
wicklung in der Pressewirtschaft weitgehend bei. 
Auch die Bundesregierung ist im Medienbericht 1985 
zu dem Ergebnis gelangt, daß seit mehreren Jahren im 
Bereich der Zeitungen ein Nachlassen der Konzentra-
tionsbewegungen, wenn auch auf verhältnismäßig 

hohem Niveau, eingetreten ist. Auch im Zeitschriften-
bereich sind keine dramatischen Zuspitzungen der 
strukturellen Entwicklung erkennbar. 

25. Der technische Fortschritt im Telekommunika-
tionssektor hat nach Auffassung der Kommission die 
Voraussetzungen für eine Vielzahl von neuen Infor-
mations- und Dienstleistungsangeboten bei den 
Neuen Medien geschaffen. Dies führe zu einer ver-
schärften Wettbewerbssituation infolge des Anstiegs 
des Programm- und Diensteangebots. Die Kommis-
sion unterstreicht, daß die Veränderungen durch das 
zusätzliche Angebot nicht zu einer Verdrängung an-
derer Massenmedien, insbesondere der Tageszeitun-
gen, führen werden. Das bisher zu beobachtende er-
hebliche Beharrungsvermögen der Medienstrukturen 
werde sich auch bei den zukünftigen Einflüssen durch 
die Neuen Medien auswirken. Zu den Auswirkungen 
der Konkurrenzbeziehungen auf dem Werbemarkt 
führt die Kommission aus, daß eine erhebliche Bin-
dung von Werbevolumina im Bereich der Werbung 
mit Massenwirkung durch das Angebot p rivater 
Rundfunkveranstalter zu erwarten sei. Dies ginge je-
doch weniger zu Lasten der Printmedien, sondern be-
deute primär eine zusätzliche Konkurrenz für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk. Bei der Werbung mit 
Selektionswirkung wird die starke Marktstellung der 
lokal führenden Zeitungen nicht zu erschüttern sein. 
Bei weiterer Verbreitung des Bildschirmtextes seien 
jedoch zusätzliche Belastungen der Zweitzeitungen 
nicht ausgeschlossen. 

26. Es besteht mit der Monopolkommission Überein-
stimmung darüber, daß das technisch möglich gewor-
dene vielfältige neue Kommunikationsangebot den 
Wettbewerb unter den Medien intensivieren wird. Um 
diese Entwicklung zu fördern, hat die Bundesregie-
rung schon in den „Vorstellungen des Bundes für eine 
Medienordnung der Zukunft" vom 13. März 1985 die 
Notwendigkeit hervorgehoben, den Zutritt zu den 
neuen Medienmärkten allen Anbietern zu gleichen 
Bedingungen zu öffnen und durch einen zukunfts-
orientierten Ausbau der Kommunikationsinfrastruk-
tur die technischen Weichen für eine größere Medien-
vielfalt zu stellen. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Mono-
polkommission, daß die Zulassungsbedingungen in 
den Mediengesetzen unmittelbare Wirkungen auf 
den Wettbewerb der Medien untereinander entfalten 
können. Wenn es auch die primäre Aufgabe dieser 
Gesetzgebungen ist, die publizistische Medienvielfalt 
zu sichern, so hält die Bundesregierung nach wie vor 
eine angemessene Berücksichtigung von Wettbe-
werbsgesichtspunkten durch den Mediengesetzgeber 
für möglich und nötig. Die Bundesregierung begrüßt, 
daß einige Mediengesetze bereits Regelungen enthal-
ten, den Substitutionswettbewerb zwischen öffent-
lich-rechtlichem und p rivatem Rundfunk zu gewähr-
leisten und darüber hinaus im Einzelfall wettbewerbs-
schädlichen Rückwirkungen auf die Pressemärkte in-
folge der Beteiligung von marktbeherrschenden Pres-
severlagen am privaten Rundfunk im Ergebnis entge-
genzuwirken. Hierzu gehören insbesondere Regelun-
gen zur Beschränkung der Beteiligungsmöglichkeiten 
für marktstarke Presseverlage im lokalen und regio- 
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nalen Bereich sowie zu der auch von der Monopol-
kommission befürworteten und jetzt auch vom Bun-
desverfassungsgericht für zulässig gehaltenen Unter-
bindung von Verflechtungen zwischen öffentlich

-

rechtlichem und p rivatem Rundfunk. 

Sinn der dualen Rundfunkordnung, in der öffentlich

-

rechtliche Rundfunkanstalten und p rivate Anbieter 
die ihnen eigene Rolle im Konzert der öffentlichen 
Meinung spielen, ist es gerade, die in der Trennung 
des öffentlich-rechtlichen und p rivaten Rundfunks lie-
gende Chance für die Erweiterung der Meinungsviel-
falt und der Wettbewerbsspielräume zu nutzen. Die 
Bundesregierung hat bereits zu früheren Äußerungen 
der Monopolkommission dargelegt, sie sei mit der 
Kommission im Ergebnis einig, daß die neuen Medien 
nicht zu einer Existenzgefährdung des Pressewesens 
führen werden, weil die Wettbewerbsbeziehungen 
zwischen alten und neuen Medien vor allem im publi-
zistischen Bereich insgesamt eher komplementärer 
als substitutiver Art sind; Wettbewerbsverschiebun-
gen könnten sich jedoch auf dem Werbemarkt erge-
ben, wenn die erweiterten Werbemöglichkeiten nicht 
zu einer Aufstockung des Werbeetats führen. 

Dies bedeutet andererseits auch, daß den wettbe-
werblichen Risiken, die infolge des Zutritts von Pres-
seunternehmen auf den Rundfunkmarkt für den Sub-
stitutionswettbewerb zwischen Rundfunk und Print-
medien ausgehen können, nur begrenztes Gewicht 
zukommt. Vor diesem Hintergrund erscheint es ge-
samtwirtschaftlich sinnvoll, wenn neben anderen 
möglichen Anbietern auch die Verlagsunternehmen 
ihr Know-how und ihre Ressourcen in den Ausbau der 
neuen Rundfunklandschaft miteinbringen, um eine 
rasche Ausweitung des Angebots und eine umfas-
sende Nutzung von Verbundvorteilen zu erreichen. Es 
wäre allerdings weder verfassungsrechtlich zulässig, 
noch angesichts der ohnehin bestehenden Verbund-
vorteile der Presse wettbewerbspolitisch gerechtfer-
tigt, den Presseverlagen einen Vorrang bei der Ge-
währung von Rundfunklizenzen einzuräumen. 

Die Bundesregierung setzt sich nachdrücklich dafür 
ein, daß bei der Fortentwicklung der medienrechtli-
chen Rahmenbedingungen diese Wettbewerbsge

-

sichtspunkte möglichst bundeseinheitlich und einge-
bettet in die angestrebte europäische Medienordnung 
Berücksichtigung finden. 

27. Die Monopolkommission sieht ein wirtschaftli-
ches Wettbewerbsverhältnis zwischen p rivatem und 
öffentlich-rechtlichem Rundfunk gegenwärtig nur auf 
dem Werbemarkt, nicht dagegen beim Programman-
gebot. Zur Verbesserung der Medienvielfalt hielte es 
die Kommission für sinnvoll, wenn sich die öffentlich

-

rechtlichen Anstalten aus dem Werbemarkt zurückzö-
gen. Damit würden die Voraussetzungen für eine 
komplementäre Entwicklung der Programme des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks und der p rivaten An-
bieter geschaffen, was der Forderung nach Pro-
grammvielfalt am besten entspräche. Die Kommission 
unterstreicht darüber hinaus, daß angesichts der 
strukturellen Vorteile der großen öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten und der Notwendigkeit, im 
Bereich des privaten Rundfunks eine angemessene 
Außenpluralität sicherzustellen, der Marktzutritt für 

neu in den Markt eintretende Anbieter offengehalten 
werden müsse. Um die Kenntnis über die Verflech-
tungsprozesse zwischen Presse und Rundfunk zu ver-
bessern, gibt die Kommission zu erwägen, das Presse-
statistikgesetz um die statistische Erhebung von Akti-
vitäten der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger auf 
dem Gebiet der Neuen Medien zu ergänzen. 

28. Im Zusammenhang mit der beabsichtigten Ver-
einbarung der Mitgliedstaaten des Europarats über 
einheitliche Rahmenbedingungen für den grenzüber-
schreitenden Rundfunk und der von der EG-Kommis-
sion vorgeschlagenen Rundfunkrichtlinie sowie nicht 
zuletzt im Hinblick auf die vom Bundesverfassungs-
gericht gerade entschiedenen bzw. bei ihm noch an-
hängigen Verfahren bezüglich der Verfassungsmä-
ßigkeit von Landesrundfunkgesetzen stehen na tional 
wie auch auf europäischer Ebene rechtliche und me-
dienpolitische Entscheidungen von größerer Trag-
weite an. Eine Äußerung zu den Leitvorstellungen, 
die der Entwicklung der beiden Komponenten des in 
der Entstehung begriffenen dualen Rundfunksystems 
zugrunde gelegt werden sollen, ist daher gegenwärtig 
mit Unsicherheiten behaftet. Gleichwohl scheinen der 
Bundesregierung angesichts der Ausführungen des 
Bundesverfassungsgerichts in seiner Entscheidung 
vom 24. März 1987 über die Verfassungsbeschwerden 
des Südwestfunks und des Süddeutschen Rundfunks 
schon heute rechtliche Vorbehalte gegenüber den von 
der Monopolkommission angestellten Überlegungen 
angebracht, der Rückzug des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks aus der Werbung könne auch dazu ge-
nutzt werden, um ein möglichst komplementäres Ver-
hältnis von öffentlich-rechtlichen Programmen für be-
sondere Zielgruppen und p rivaten Programmen für 
die Massenkommunikation herzustellen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat nämlich dem 
Rundfunkgesetzgeber eine derartige Rollenvertei-
lung zwischen öffentlich-rechtlichem und p rivatem 
Rundfunk untersagt und das Verhältnis zwischen öf-
fentlich-rechtlichem und p rivatem Rundfunk als ein 
— gesetzlich nicht beschränkbares — publizistisches 
Konkurrenzverhältnis gekennzeichnet. 

Dieses Konkurrenzverhältnis bliebe nach Auffassung 
der Bundesregierung auch dann bestehen, wenn sich 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk aus dem Werbege-
schäft zurückzöge. Dies würde die öffentlich-rechtli-
chen Programmanbieter keineswegs davon abhalten, 
mit unverringerter Priorität hohe Einschaltquoten an-
zustreben, um gegenüber p rivaten Rundfunkanbie-
tern publizistisch attraktiv zu bleiben. Eine hierauf 
beschränkte Haltung wäre allerdings mit dem Leitbild 
unvereinbar, das das Bundesverfassungsgericht den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im Rahmen 
der ihnen zugewiesenen „Grundversorgung" für die 
Programmtätigkeit des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks gezeichnet hat. Danach muß das Programman-
gebot des öffentlich-rechtlichen Rundfunks alle es-
sentiellen Funktionen für die demokratische Ordnung 
ebenso wie für das kulturelle Leben in der Bundesre-
publik Deutschland umfassen. 

Hierzu gehören beispielsweise auch Sendungen für 
Minderheiten ebenso wie kulturell besonders wert

-

volle Programme, die naturgemäß nicht auf Massen- 
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attraktivität angelegt sein können. Hierin liegt auch 
die Rechtfertigung dafür, daß der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk aus allgemeinen Rundfunkgebühren fi-
nanziert wird. Im übrigen verhindern die strukturellen 
Gegebenheiten im Rundfunk, daß sich das Programm-
angebot beider Sektoren auf eine mehr oder minder 
komplementäre Zielgruppenstruktur hin entwickelt. 
Der Wettbewerb im Rundfunk ist wie derjenige in den 
anderen aktuellen Massenmedien strukturell auch 
dadurch gekennzeichnet, daß die Aufgaben der Mas-
senkommunikation aus der Natur der Sache heraus 
von wenigen Großforen geleistet werden können. Die 
sich daraus ergebende Begrenzung der Anbieterzahl 
kann nur durch das Ausweichen auf die Verbreitung 
zeitpunktunabhängiger oder zielgruppenspezifischer 
Botschaften überwunden werden. Inwieweit dies ge-
lingt, hängt davon ab, ob der Kontakt mit den erreich-
ten Zielgruppen längerfristig Kostendeckung er-
laubt. 

Zustimmung verdienen die Ausführungen der Kom-
mission, daß der mit Gebühren finanzierte, binnen-
plurale und der werbefinanzierte außenplurale Rund-
funk mit ihren spezifischen Vor- und Nachteilen ein-
ander fruchtbar ergänzen können. Die Bundesregie-
rung mißt daher mit der Monopolkommission der Of-
fenhaltung des Marktzutritts für weitere p rivate 
Rundfunkanbieter besonderes Gewicht zu. Gerade in 
der Phase des Aufbaus eines dualen Systems kommt 
es im Hinblick auf die strukturellen Wettbewerbsvor-
teile der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
darauf an, für die privaten Anbieter durch den weite-
ren Ausbau der kommunikativen Infrastruktur sowie 
durch die Einräumung terrestrischer Frequenzen und 
die Bereitstellung von Satellitenkanälen einen Ak-
tionsraum zu schaffen, in dem die privaten Pro-
gramme ihre Reichweiten zügig erhöhen können. Zu-
gleich sind die p rivaten Anbieter gegenüber wettbe-
werbsschädlichen Marktschließungsstrategien der 
etablierten Rundfunkanstalten zu schützen: Die me-
dienrechtliche Begrenzung der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten bei der Erweiterung von Werbung 
erscheint wettbewerbspolitisch ebenso wünschens-
wert wie der konsequente Einsatz des Kartellrechts 
gegenüber mißbräuchlichen Behinderungspraktiken. 
Insbesondere ist darauf hinzuwirken, daß private An-
bieter nicht von publikumswirksamen Spielfilmange-
boten oder Sportveranstaltungen durch Exklusiv-Ver-
träge abgeschnitten werden. 

Die Bundesregierung sieht derzeit keine Notwendig-
keit, das Pressestatistikgesetz — wie von der Kommis-
sion in Erwägung gezogen — auch auf die Aktivitäten 
der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger auf dem Ge-
biet der Neuen Medien zu erstrecken. Die wettbe

-

werbspolitisch wichtigen Sachverhalte — wie die sich 
zur Erschließung der Märkte herausbildenden Koope-
rationen und Gemeinschaftsunternehmen — werden 
durch das Bundeskartellamt hinreichend erfaßt. 

V. Betriebsgrößenersparnisse und Konzentration 
(Kapitel VI) 

29. Die Monopolkommission hat ihre Ursachenana

-

lyse der Konzentration mit einer Untersuchung fortge

-

setzt, die die Rolle der Kostenvorteile größerer Be-
triebseinheiten als Konzentrationsfaktor klären soll. 
Die Kommission stellt fest, daß in der Mehrzahl der 18 
untersuchten Branchen eine hohe mindestoptimale 
Betriebsgröße erforderlich ist, um die in der Produkti-
onstechnik liegenden Rationalisierungsreserven zu 
nutzen. Die Betrachtung der tatsächlichen Anbieter-
konzentration zeige allerdings, daß sie in einigen 
Branchen, etwa bei PKW, in der Mineralölverarbei-
tung und bei Zement, deutlich höher als erforderlich 
sei, um die technischen Betriebsgrößenersparnisse 
auszuschöpfen. Im übrigen sei in der überwiegenden 
Zahl der untersuchten Branchen die Anbieterkonzen-
tration geringer ausgefallen, als es die mindestopti-
male Betriebsgröße technisch nahelege. 

Die Kommission weist darauf hin, daß die Bedeutung 
von technischen Betriebsgrößenersparnissen durch 
eine Reihe anderer Faktoren stark relativiert werde. 
Zum einen seien die Herstellungskostennachteile 
kleinerer Betriebsgrößen häufig mit 5 bis 10 % — ge-
messen an den Herstellungsstückkosten — verhält-
nismäßig begrenzt. Dem stünden in vielen Bereichen 
erheblich größere Transportkostennachteile zentraler 
Betriebsstandorte großer Unternehmen gegenüber. 
Betriebsgrößenersparnisse ließen sich unmittelbar 
auch durch Ausgliederung von Fertigungsstufen und 
durch den Bezug von Vor- und Zwischenprodukten 
oder durch Zukauf von Standardkomponenten bei 
Spezialherstellern erreichen, wodurch nach Auffas-
sung der Bundesregierung kleinere Unternehmen 
mehr Chancen bekämen. Im übrigen komme auf stag-
nierenden Märkten dem Einsatz mehrerer kleiner An-
lagen, mit denen flexibel auf Nachfrageschwankun-
gen reagiert werden könne, wachsende Bedeutung 
zu. Letztlich schaffe bei hochwertigen Produkten erst 
eine erfolgreiche Produktpolitik, in der sich Produkti-
onseffizienz mit innovativer Forschung und Entwick-
lung sowie mit Produktdifferenzierungsvorteilen ver-
binden, die Voraussetzung dafür, daß im Produktions-
bereich vorhandene Größenersparnisse auch tatsäch-
lich ausgenutzt werden könnten. In diesem Zusam-
menhang weist die Kommission auch darauf hin, daß 
Rationalisierungsvorteile die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen stärken 
könnten, wenn diese die Betriebsgrößenvorteile kon-
sequent ausschöpfen. Größe an sich, die sich nicht in 
konkret nachgewiesenen Betriebsgrößenvorteilen 
niederschlage, sei dagegen noch kein Indikator für 
internationale Wettbewerbsfähigkeit. 

30. Die Untersuchung über den Zusammenhang 
zwischen Betriebsgrößenersparnissen und Konzentra-
tion stellt einen weiteren Schritt der Monopolkommis-
sion zur Klärung von Konzentrationsursachen dar. Das 
Untersuchungsprogramm der Kommission sieht für 
die Zukunft eine genauere Erforschung der Beziehun-
gen zwischen Gesellschaftsrecht und Konzentration 
vor. Damit entspricht die Kommission vielfach insbe-
sondere aus Kreisen der Wirtschaft und des Bundes-
rates geäußerten Wünschen. Eine gründliche Unter-
suchung der Konzentrationsursachen ist in der Tat 
notwendig, um ordnungskonforme und effiziente 
Maßnahmen zur Bekämpfung unerwünschter Kon-
zentrationsvorgänge ermitteln zu können. Die Bun-
desregierung begrüßt, daß die Kommission nach einer 
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ersten Analyse möglicher konzentrationsfördernder 
Elemente im Steuer- und Subventionswesen nunmehr 
der Frage nachgeht, welche Rolle technisch bedingte 
mindestoptimale Betriebsgrößen als Konzentrations-
determinante spielen. Angesichts der methodischen 
Schwierigkeiten, die Wirkungen technisch bestimm-
ter mindestoptimaler Betriebsgrößen gesondert von 
den übrigen größenbestimmenden Faktoren zu unter-
suchen, empfiehlt es sich, die für einzelne Branchen 
gewonnenen Ergebnisse zurückhaltend zu interpre-
tieren. Gleichwohl läßt sich nach Auffassung der Bun-
desregierung generell feststellen, daß die zur Recht-
fertigung von Fusionsvorhaben häufig angeführten 
technisch möglichen Betriebskostenersparnisse nicht 
überschätzt werden dürfen. Die Kommission hebt zu 
Recht hervor, daß solche Ersparnisse von einer Viel-
zahl insbesondere auch marktorientierter Einflußgrö-
ßen, wie Transportkosten, Anpassungsflexibilität und 
Produktpolitik bei hochwertigen Produkten relativiert 
werden. Für die weitere Ursachenanalyse erschiene 
es nützlich, wenn über die technischen Betriebsko-
stenvorteile hinaus auch sonstige Verbundvorteile in 
die Analyse einbezogen werden könnten. 

31. Die Kommission unterstreicht zu Recht, daß die 
Realisierung einer optimalen Betriebsgrößenstruktur 
in einem Markt Preis- und Investitionswettbewerb 
zwischen den Anbietern voraussetzt. Diese Voraus-
setzung sei jedoch auf oligopolistischen Märkten, die 
ein abgestimmtes Preis- und Investitionsverhalten för-
derten, häufig nicht gegeben. Dies führe zu einer Ver-
festigung historischer Marktanteilsverteilungen. In 
diesen Fällen komme der Wiederherstellung wettbe-
werblicher Marktstrukturen vorrangige Bedeutung 
zu. 

32. Die Bundesregierung geht mit der Monopolkom-
mission davon aus, daß sich effiziente Betriebsgrößen-
strukturen als Folge funktionsfähigen Wettbewerbs 
und als im einzelnen nicht vorhersehbares Ergebnis 
wettbewerblicher Suchprozesse ergeben. Sie hält da-
her die Ergänzung der Wettbewerbspolitik durch eine 
Politik der Steuerung der Größenstruktur durch den 
Staat nach wie vor für verfehlt. Anwendung und Fort

-

entwicklung des Kartellrechts dürfen nicht zu einem 
Übermaß an Eingriffen führen, die den wettbewerbli-
chen Strukturwandel nach kartellbehördlichen Struk-
turvorstellungen in bestimmte staatlich gewünschte 
Bahnen lenken würden. Andererseits erschiene es 
auch bedenklich, wenn mit der inkonsequenten An-
wendung des Kartellrechts Entwicklungen gefördert 
würden, die beispielsweise auf oligopolitischen 
Märkten den Preis- und Investitionswettbewerb durch 
die Hinnahme wettbewerbsdämpfender Beteiligun-
gen und Gemeinschaftsunternehmen weiter reduzie-
ren. Die Monopolkommission weist zu Recht darauf 
hin, daß zusätzliche Verflechtungen auf solchen 
Märkten gegenüber der Wiederherstellung wettbe-
werblicher Marktstrukturen nur die zweitbeste Lö-
sung darstellen. Unter diesem Gesichtspunkt er-
scheint auch die Forschungskooperation großer Un-
ternehmen nicht unproblematisch. Die Bundesregie-
rung begrüßt, daß sich die Monopolkommission künf-
tig auch diesem Problemkreis stärker zuwenden 
will. 

Die Bundesregierung ist mit der Monopolkommission 
der Auffassung, daß im Rahmen des Ministererlaub-
nisverfahrens nach § 24 Abs. 3 GWB nur solche Ratio-
nalisierungsmaßnahmen Berücksichtigung finden 
können, die nicht bloße unternehmensindividuelle 
Kostenvorteile mit sich bringen, sondern zugleich eine 
deutliche gesamtwirtschaftliche Rationalisierung und 
damit eine nennenswerte Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Gesamtwirtschaft bewirken. 
Größe an sich ist auch nach Auffassung der Bundes-
regierung kein Indikator für das Vorliegen von Ratio-
nalisierungsvorteilen oder für die Stärkung der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit. Die von der Mono-
polkommission vorgenommenen Branchenuntersu-
chungen sind ein Indiz dafür, daß die Fähigkeit zur 
flexiblen Anpassung an veränderte Marktbedingun-
gen durch Produkt- und Prozeßinnovationen sowie 
Umstrukturierungen des Produktionspotentials für die 
Sicherung von Wettbewerbsposition auf internationa-
len Märkten vielfach wichtiger sind als die Ausnut-
zung von Betriebsgrößenersparnissen über die Kon-
zentration des Produktionsvolumens. 

 








